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„Wohnungspolizei“: Ungerechtes Gesetz wird kaum genutzt 

Haus & Grund Rheinland erklärt, warum das Wohnungsaufsichtsgesetz gescheitert ist 

 

NRW-Bauminister Groschek hat gestern eine Bilanz zum 2014 eingeführten Wohnungs-

aufsichtsgesetz gezogen. Demnach wenden 70 Prozent der Kommunen das Gesetz 

nicht aktiv an. „Das sogenannte Wohnungspolizeigesetz hilft nichts gegen Schrottim-

mobilien und schafft Ungerechtigkeit. Es ist gut, dass die Kommunen das erkannt ha-

ben“, kommentiert Prof. Dr. Peter Rasche von Haus & Grund Rheinland die Zahlen. 

 

Düsseldorf. Etwa 6.200 Mal sind die Behörden von Mai 2014 bis Ende 2016 gegen Vermieter 

eingeschritten, wie das NRW-Bauministerium gestern mitgeteilt hat. Nicht mal 30 Prozent der 

Kommunen im Land nutzten das Gesetz, um etwa gegen Probleme bei der Energie- und Was-

serversorgung oder fehlende Instandhaltung von Wohnungen vorzugehen. „Die Zahlen zeigen: 

Das Gesetz ist keine Erfolgsgeschichte“, meint der Vorsitzende von Haus & Grund Rheinland, 

Prof. Dr. Peter Rasche. „Gegen offensichtliche Schrottimmobilien vorzugehen ist richtig. Aber 

das ging schon vor dem Wohnungspolizeigesetz, etwa durch Anwendung des Ordnungsrechts 

oder der Brandschutzbestimmungen.“ 

 

Das Wohnungsaufsichtsgesetz schaffe dagegen Ungerechtigkeit, erklärt Rasche. So schreibt es 

vor, dass Eigentümer Schäden an Wohnungen umgehend beseitigen müssen, selbst wenn der 

Mieter sie mutwillig verursacht hat. Dem Vermieter bleibt in solchen Fällen nur die Klage auf 

Schadenersatz. „Das stellt unsere Rechtsordnung auf den Kopf“, kritisiert Erik Uwe Amaya. Der 

Verbandsdirektor von Haus & Grund Rheinland gibt zu bedenken: „Ist beim Mieter nichts zu 

holen, nützt der Anspruch auf Schadenersatz wenig. Das Wohnungsaufsichtsgesetz schützt 

dadurch kriminelles Unrecht.“ 

 

In vielen Fällen geht es um Schimmelbildung. Ursache ist häufig falsches Lüften durch die Mie-

ter. Während das Mietrecht die Mitverantwortung des Mieters berücksichtigt, ist sie für das 

Wohnungsaufsichtsgesetz irrelevant. Verbandsjurist Amaya betont die juristische Schwierigkeit: 

„Amtsgericht und Verwaltungsgericht würden hier unterschiedlich urteilen.“ Hinzu kommen 

Fälle, in denen der Mieter etwa seine Wasserrechnung nicht bezahlt und die Stadtwerke den 

Hahn zudrehen. Hier verpflichtet das Gesetz den Vermieter, die Wasserversorgung sicherzustel-

len – selbst dann, wenn er auf den Kosten sitzen bleibt. Hier gelte das allgemeine Unterneh-



mensrisiko des Vermieters. Amaya: „Angesichts solcher Ungerechtigkeiten ist es gut, dass die 

Kommunen das Gesetz kaum anwenden.“ 

 


